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»Bildungspolitischer Rückschlag«

Klage gegen Kennzeichenverbot

Baden-Württemberg: Grüne und CDU beschließen Studiengebühren für  
Nicht-EU-Ausländer und provozieren geballten Protest. Von Ralf Wurzbacher

Transparent mit Emblemen von YPG und YPJ beschlagnahmt: Arbeiterverein wehrt sich

Studiengebühren für Nicht-EU-
Ausländer in Baden-Württem-
berg sind beschlossene Sache. 

Am Mittwoch gaben die Regierungs-
fraktionen von Grünen und CDU im 
Stuttgarter Landtag grünes Licht für 
die entsprechende Gesetzesvorlage 
von Wissenschaftsministerin Theresia 
Bauer (Grüne). Ab kommendem Herbst 
müssen Studienneulinge von außerhalb 
der Europäischen Union pro Semester 
1.500 Euro zahlen, um im Ländle stu-
dieren zu dürfen. Obendrein werden 
dann 650 Euro für ein Zweitstudium 
auch für EU-Bürger fällig. Gegen die 
Entscheidung machen die Opposition, 
Studierende, Gewerkschafter und Wis-
senschaftler Front. Mit der Uni Frei-
burg gehört sogar ein vermeintlicher 
Profiteur zu den Widersachern.

In einer am Dienstag publik gewor-
denen Resolution heißt es: »Der Senat 
der Albert-Ludwigs-Universität lehnt 
den Gesetzentwurf in der vorliegenden 
Fassung ab.« Die Neuregelung verur-
sache einen »hohen Verwaltungsauf-
wand«, sorge mit »einiger Wahrschein-
lichkeit« für die Verdrängung von Stu-
dieninteressierten in andere Bundes-
länder, sei nicht sozialverträglich und 
löse das »Problem der strukturellen Un-
terfinanzierung unserer Hochschulen« 
nicht. Der Beschluss stammt von Ende 
März und wurde erst auf Druck von 
Studierenden veröffentlicht. Zu fragen 
ist, warum die Unileitung das Papier so 
lange unter Verschluss gehalten hatte.

Die Hochschulen wollen das Gesetz, 
das angeblich für sie gemacht ist, gar 
nicht haben: Schon Mitte April hatten 
50 Experten aus Wissenschaft und Ent-
wicklungspolitik in einer gemeinsamen 
Erklärung heftige Kritik an den Plänen 
geäußert, unter ihnen die Vizedirekto-
rin am Institut für Tropische Agrarwis-
senschaften an der Universität Hohen-
heim, Regina Birner. Studiengebühren 
erschwerten »vielen Menschen aus 
Entwicklungsländern den Zugang zu ei-

nem entwicklungsrelevanten Studium«, 
monierte sie. Die Bewerberzahlen aus 
den fraglichen Staaten seien schon jetzt 
um 30 Prozent eingebrochen.

Zuspruch kommt dagegen von Un-
ternehmerverbänden und der Landes-
rektorenkonferenz (LRK). Ein kosten-
pflichtiges Studium sei weltweit der 
Regelfall und behindere die Interna-
tionalisierung der Hochschulen nicht, 
so LRK-Chef Wolfram Ressel. Dem 
widersprach die Landesvorsitzende der 
Gewerkschaft Erziehung und Wissen-
schaft (GEW), Doro Moritz: »Diese 
Form der Hochschulmaut in Zeiten 
des aufkeimenden Rechtspopulismus 
ist politisch bedenklich.« Gegen den 
Regierungsentscheid demonstrierten 
am Mittwochnachmittag auf Aufruf der 
Jusos Studierende an der Universität 

Mannheim. Bereits am Wochenende 
hatten in fünf Städten Baden-Württem-
bergs Proteste mit rund 2.000 Men-
schen stattgefunden.

Bauer begründet ihr Vorgehen mit 
Sparvorgaben zur Erfüllung der soge-
nannten Schuldenbremse. Ihr Ressort 
soll im laufenden Jahr Ausgabenkür-
zungen in Höhe von knapp 50 Mil-
lionen Euro realisieren. Statt beim 
Hochschuletat zu kürzen, zieht sie es 
vor, zusätzliche Einnahmen zu gene-
rieren und das Geld einer unterprivile-
gierten Gruppe abzunehmen. Kritiker 
fürchten überdies, der Vorstoß könnte 
die Rückkehr zu allgemeinen Studien-
gebühren einleiten. Grünen-Minister-
präsident Winfried Kretschmann wies 
den Vorwurf am Mittwoch im Plenum 
zurück und versprach: »Niemand, der 

dauerhaft seinen Lebensmittelpunkt 
in Deutschland hat, muss Gebühren 
bezahlen – ungeachtet von Herkunft 
und Nationalität.« Stipendien und Aus-
nahmeregelungen sollten insbesondere 
Studenten aus entwicklungsschwachen 
Ländern den Schritt an eine Südwest-
hochschule erleichtern.

Widerspruch erntete die Regierung 
auch von Angehörigen der Universi-
tät Stuttgart. Sie hatten unmittelbar im 
Vorfeld der Plenumssitzung in einem 
Brief und einer von 766 Unterstützern 
gezeichneten Petition an die Abgeord-
neten appelliert, gegen die Vorlage zu 
stimmen. Gebühren träfen vor allem 
weniger wohlhabende Studierende, 
grenzten eine bestimmte Gruppe aus 
und markierten einen »bildungspoliti-
schen Rückschlag«.

Im Anschluss an die Kundgebung 
am 1.  Mai in Frankfurt am Main 
hat die Polizei ein Transparent mit 

der Aufschrift »Wir danken den kurdi-
schen Verteidigungskräften YPG/YPJ 
für die Befreiung der Jesid*innen vom 
IS« beschlagnahmt. Die Beamten be-
gründeten dies damit, dass die abgebil-
deten Embleme von YPG und YPJ auf 
»terrornahe Organisationen« zurück-
zuführen und somit als verfassungs-
feindlich einzustufen seien. Der Arbei-
terverein der ehemaligen Adlerwerke, 
LAGG  e.V., der das Transparent mit-
geführt hatte, will nun dagegen klagen. 
»Wir sehen darin eine unerträgliche 
Anbiederung an den türkischen Präsi-
denten, der dabei ist, die Türkei in ein 
faschistisches System zu verwandeln«, 
so der Vereinsvorsitzende Lothar Rei-
ninger am Mittwoch gegenüber junge 
Welt. »Wir wollen festgestellt haben, 
dass wir in unserem Demonstrations-
recht massiv behindert wurden.« Die 
Volks- und Frauenverteidigungskräfte 
YPG und YPJ seien die stärksten Teile 
der Syrischen Demokratischen Kräfte 
(SDK), in denen Kurden, Araber, Ara-
mäer, Assyrer, Turkmenen, Armenier, 

Tschetschenen, Tscherkessen, Musli-
me, Christen und Jesiden Seite an Seite 
mit Unterstützung der internationalen 
Anti-IS-Koalition gegen die Terrormi-
liz »Islamischer Staat« (IS) kämpften.

In keinem Fall werde der Verein eine 
Strafe wegen angeblicher Verbreitung 
terroristischer oder verfassungsfeindli-
cher Inhalte hinnehmen. »Wir wollen 
bewusst eine juristische Klärung dar-
über erreichen«, so Reininger, der an-
kündigte, dies »durch alle Instanzen 
durchzufechten«. Bei der Großdemon-
stration mit 20.000  Teilnehmern zum 
kurdischen Newroz-Fest am 18.  März 
in Frankfurt am Main habe die Polizei 
nicht eingegriffen, obwohl Symbole von 
YPG und YPJ gezeigt worden seien. Die 
Argumentation der Polizei sei abstrus, 
denn selbst Bundeskanzlerin Angela 
Merkel (CDU) habe im August 2014 den 
Rettern der Jesiden vor dem sicheren 
Tod im nordirakischen Sindschar-Ge-
birge gedankt. Trotzdem lasse die Bun-
desregierung die Symbole eben dieser 
Retter, der YPG und YPJ, in Deutsch-
land auf eine Verbotsliste setzen.

Juristisch fragwürdig findet dies 
auch Memet Kilic, Rechtsanwalt in 

Heidelberg und Vorsitzender des Bun-
deszuwanderungs- und Integrationsra-
tes (BZI): Das Bundesinnenministeri-
um habe die Verbotsliste kürzlich her-
ausgegeben, »ohne kommuniziert zu 
haben, weshalb die innere Sicherheit 
in der Bundesrepublik durch die geli-
steten Organisationen eigentlich hätte 
gefährdet sein sollen«. Bundesinnen-
minister Thomas de Maizière (CDU) 
habe also nicht dargelegt, was das Pro-
blem sein soll; da doch YPG und YPJ 
in Syrien und im Irak gegen den IS 
kämpfen und hierzulande weder durch 
eine Ordnungswidrigkeit, geschweige 
denn terroristische Aktivität aufgefal-
len seien. Die Bundesregierung solle 
besser darüber nachdenken, wie die 
freiheitliche Demokratie hierzulande 
zu fördern sei, statt die Türkisch-Isla-
mische Union der Anstalt für Religi-
on (DITIB) zu finanzieren und damit 
die geheimdienstlichen Strukturen des 
türkischen Präsidenten Recep Tayyip 
Erdogan in Deutschland, wie Kilic be-
tont. Die Bundesregierung solle sich 
lieber an den bisherigen Urteilen des 
Europäischen Gerichtshofs für Men-
schenrechte orientieren als »an einer 

intransparenten und administrativen 
Entscheidung des Innenministers«.

Auf Anfrage der Bundestagsabge-
ordneten Ulla Jelpke (Die Linke) hatte 
die Bundesregierung im April erklärt, 
dass das Kennzeichenverbot für YPG 
und YPJ »nur« gelte, wenn denen, die 
deren Embleme zeigen, eine Nähe zur 
Arbeiterpartei Kurdistans (PKK) un-
terstellt wird: »Die Fahnen der Volks-
und Frauenverteidigungseinheiten 
(YPG und YPJ) in Syrien sind nicht 
schlechthin verboten, sondern nur in-
soweit, als dass sich die PKK derer 
ersatzweise bedient«, heißt es in der 
Antwort.

Albert Lohmann, Vorsitzender 
Richter am Verwaltungsgericht in Gel-
senkirchen und im Bundesvorstand der 
Neuen Richtervereinigung sieht durch-
aus Erfolgsaussichten für die Klage 
des Arbeitervereins. Sollte sie abge-
wiesen werden, stelle sich die Frage: 
»Kooperiert die Bundesregierung in 
Syrien beim Kampf gegen den IS mit 
einer verfassungsfeindlichen Organi-
sation?« Dies juristisch zu klären, fin-
det der Richter spannend.

 Gitta Düperthal

Neues Gutachten zu 
»Germanwings«-Absturz
Berlin. Die Familie des Kopiloten 
Andreas Lubitz hat ihr Privat-
gutachten zum »Germanwings«-
Absturz am 24. März 2015 in 
Südfrankreich, bei dem 150 
Menschen starben, in Auszügen 
veröffentlicht. Sie hatte den 
Luftverkehrsjournalisten Tim 
van Beveren beauftragt, sich mit 
der zwei Jahre zurückliegenden 
Katastrophe zu befassen. Beve-
ren zählt eine Reihe von Details 
auf, mit denen er Vorgehen und 
Rückschlüsse der offiziellen Er-
mittlungen in Frage stellt. Es sei 
nicht zweifelsfrei erwiesen, dass 
der Kopilot allein verantwortlich 
für den Absturz sei.  (dpa/jW)

AfD-Mann klagt gegen 
Verfassungsschutz
München. Der Vorsitzende der 
AfD in Bayern, Petr Bystron, hat 
Klage wegen seiner Beobachtung 
durch den Verfassungsschutz des 
Landes eingereicht. Das Landes-
amt für Verfassungsschutz erklär-
te, Bystron habe zuletzt mehrfach 
»eine ausgeprägte Nähe zur 
Identitären Bewegung erkennen 
lassen«. Bystron hingegen führte 
laut der Mittwochausgabe von 
Bild an, die Behörde habe ihm 
»noch Ende März schriftlich 
bescheinigt, dass keine Anhalts-
punkte für eine Beobachtung 
vorlägen«. Die aus Frankreich 
stammende »völkisch«-ultrana-
tionalistische sogenannte Identi-
täre Bewegung ist seit 2012 auch 
in Deutschland aktiv.   (AFP/jW)

Teilnehmer einer Protestaktion gegen Studiengebühren am 29. April in Stuttgart
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Zitat des Tages

Bundeskanzlerin Angela Merkel 

(CDU) im Gespräch mit der 

 Berliner Zeitung, veröffentlicht 

am Mittwoch.

Die Türkei ist Ver-
bündete im Kampf 

gegen den islamisti-
schen Terror, bei der 
Lösung der Probleme 
in Syrien und im Irak. 
So einen Partner soll-
te man nicht einfach 
von sich wegstoßen, 

auch nicht angesichts 
negativer Entwicklun-
gen, die wir deutlich 
ansprechen müssen.
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